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Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

mit unserem Rundschreiben erhalten Sie aktuelle Informationen zu den vorgenannten Themen. 

 

1. Änderung der Kassensatzung 

 

Die 8. Änderung der Kassensatzung wurde am 20. April 2010 vom Verwaltungsausschuss beschlossen und 

im Amtlichen Anzeiger des Sächsischen Amtsblatts Nr. 25/2010 veröffentlicht. 

 

/  Die Änderungssatzung haben wir diesem Rundschreiben als Anlage beigefügt. 

 

Die Änderungen betreffen folgende Punkte: 

Dresden, im Juli 2010 
 
Das Schreiben finden Sie auch im Internet: 
www.kv-sachsen.de – Rundschreiben 

An die Personalstellen 
der Mitglieder der ZVK 
und deren Verrechnungsstellen 
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 Nach § 10a Abs. 5 Einkommensteuergesetz (EStG) ist die ZVK als Anbieter betrieblicher 

Altersvorsorgung verpflichtet, ab dem Veranlagungszeitraum 2010 die geleisteten 

Altersvorsorgebeiträge elektronisch an die Zentrale Zulagenstelle für Altersvermögen (ZfA) 

bis zum 28. Februar des Folgejahres zu übermitteln. 

 

Die zu übermittelnden Werte ergeben sich aus der Jahresmeldung, die von Ihnen derzeit 

ebenfalls bis zum 28. Februar des Folgejahres abzugeben ist (§ 13 Abs. 5 ZVK-Satzung 

i. V. m. § 5 Abs. 2 Lohnsteuerdurchführungsverordnung).  

 

 Um die gesetzliche Meldefrist nach § 10a Abs. 5 EStG einhalten zu können, musste die 

Frist für die Jahresmeldung entsprechend gekürzt werden. Nach § 13 Abs. 5 ZVK-

Satzung ist daher zukünftig die Jahresmeldung bis zum 31. Januar des Folgejahres 

abzugeben. 

 

 Wir bitten Sie insoweit auch Ihre DV-Anbieter bzw. Rechenzentren zu unterrichten, damit 

die Abwicklung der Jahresmeldung zu diesem Termin sichergestellt ist.  

 

 Bei Nichteinhaltung der Frist können erhebliche Nachteile für die Beschäftigten entstehen, 

so können zum Beispiel die staatlichen Fördermöglichkeiten nicht genutzt werden. Dies 

kann wiederum zu Schadenersatzansprüchen gegen Sie als Arbeitgeber führen. 

 

1.2. Versicherungspflicht für Beschäftigte in der Fleischuntersuchung (§ 18 Abs. 3 

 Buchst. b ZVK-Satzung) 

 

 Der Tarifvertrag zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Beschäftigten in der 

Fleischuntersuchung (TV-Fleischuntersuchung) vom 15. September 2008 hat den 

Tarifvertrag über die Regelung der Rechtsverhältnisse der nicht vollbeschäftigten amtlichen 

Tierärzte und Fleischkontrolleure in öffentlichen Schlachthöfen und in 

Einfuhruntersuchungsstellen (TV Ang iöS und TV Ang-O iöS) abgelöst. Insoweit wurde 

§ 18 Abs. 3 Buchst. b ZVK-Satzung an die neue tarifliche Grundlage angepasst. 

 

1.3. Auszahlung von Renten innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (§ 47 ZVK-

 Satzung) 

 

 Nach dem „Gesetz zur Umsetzung der Verbraucherkreditrichtlinie, des zivilrechtlichen Teils 

der Zahlungsrichtlinie sowie zur Neuordnung der Vorschriften über das Widerrufs- und 

Rückgaberecht“ haben sich die gesetzlichen Anforderungen an die Gebühren bei 

Auslandszahlungen geändert. Die ZVK trägt danach nicht nur die Kosten für 

Überweisungen in einen Mitgliedstaat der Europäischen Union, sondern für Überweisungen  
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§ 47 ZVK-Satzung umgesetzt. 

 

1.4. Streichung des Wortes „Übergangskrankengeld“ (§ 48 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. c ZVK-

Satzung) 

 

In § 48 Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe c wird das Wort „Übergangskrankengeld“ gestrichen. Dieser 

ursprünglich aus der gesetzlichen Krankenversicherung stammende Begriff hat keine rechtliche 

Bedeutung mehr. 

 

1.5. Änderung der Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Freiwillige Versicherung 

 

Die übrigen Änderungen betreffen die Freiwillige Versicherung. 

 

Die ZVK verfolgt im Interesse ihrer Versicherten eine auf Sicherheit ausgerichtete 

Anlagepolitik. Dadurch ist es bislang gelungen, Kapitalausfälle zu vermeiden. Um diese 

Sicherheit auch in Zukunft gewährleisten zu können, ist die ZVK infolge der Finanzkrise sowie 

der gestiegenen Lebenserwartung der Versicherten gezwungen, die Allgemeinen 

Versicherungsbedingungen der Freiwilligen Versicherung für zukünftige Beiträge ab 01. Januar 

2011 entsprechend anzupassen. Die garantierten Leistungen der Freiwilligen Versicherung 

liegen auch nach der Anpassung der Versicherungsbedingungen deutlich über den 

Garantieleistungen der privaten Versicherungswirtschaft und bieten Ihren Beschäftigten 

attraktive Gestaltungsmöglichkeiten zum Aufbau einer ergänzenden Altersvorsorge. 

 

Zur Erhöhung der Transparenz und zur besseren Lesbarkeit sind die Versicherungsbedingungen 

der Freiwilligen Versicherung zukünftig in einer separaten Anlage zur Satzung enthalten. 

 

Über die neuen Regelungen rund um die Freiwillige Versicherung und die Auswirkungen der 

Änderungen werden wir Sie in einem gesonderten Rundschreiben im September ausführlich 

informieren.  

 

2. Tarifergebnis im öffentlichen Dienst 2010 – Auswirkungen auf die Zusatzversorgung 

 

Die Tarifeinigung im öffentlichen Dienst von Bund und Kommunen vom 27. Februar 2010 hat folgende 

Auswirkungen auf die Zusatzversorgung:  

 

2.1.  Entgelterhöhung um 1,2 v. H. 

 

Die Tabellenentgelte für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes nach § 15 TVöD werden 

rückwirkend zum 01. Januar 2010 erhöht. Mit der Tariferhöhung ist auch die Entgeltgrenze für 
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die zusätzliche Umlage nach § 76 der ZVK-Satzung für das Jahr 2010 anzupassen. Diese 

beträgt: 

 

• ab 01. Januar 2010 monatlich    6.173,42 € 

• im Monat der Jahressonderzahlung   8.951,46 € 

 

2.2. Einmalige Pauschalzahlung  

 

Nach § 2 des Tarifvertrags über eine einmalige Pauschalzahlung erhalten Beschäftigte eine 

einmalige Zahlung von 250 €, die mit dem Entgelt für den Monat Juli 2010 auszuzahlen ist. 

 

 Diese Pauschalzahlung ist eine tarifvertragliche Einmalzahlung und gehört zum 

steuerpflichtigen Bruttoentgelt. Da im Tarifvertrag selbst kein Ausschluss vorgesehen ist 

und hier auch kein Ausnahmetatbestand nach § 62 Abs. 2 Satz 2 ZVK-Satzung vorliegt, 

handelt es sich um zusatzversorgungspflichtiges Entgelt, aus dem Umlagen und 

Zusatzbeiträge zu entrichten sind. 

 

2.3. Tarifvertrag zu flexiblen Arbeitszeitregelungen für ältere Beschäftigte 

 

Ebenfalls rückwirkend zum 01. Januar 2010 ist der Tarifvertrag zu flexiblen 

Arbeitszeitregelungen für ältere Beschäftigte (TV FlexAZ) in Kraft getreten.  

 

a) Altersteilzeit 

Die Vorschriften für die Durchführung der Altersteilzeit sind im Abschnitt II (§§ 2 – 12) des 

TV FlexAZ enthalten. Die Regelungen zum Entgelt und zu den Aufstockungsleistungen 

finden sich in § 7 TV FlexAZ. 

 

Gemäß einer Niederschriftserklärung zum TV FlexAZ wirken die Tarifvertragsparteien 

darauf hin, dass als zusatzversorgungspflichtiges Entgelt das 1,6fache des Entgelts nach § 7 

Abs. 1 und 2 TV FlexAZ gilt. Sobald die Tarifvertragsparteien den Altersvorsorge-

Tarifvertrag-Kommunal (ATV-K) im Hinblick auf diese Vorschrift angepasst haben, 

werden wir Sie nochmals informieren. Bis zu einer tarifvertraglichen Regelung ist in 

entsprechenden Fällen nur das steuerpflichtige Entgelt nach § 7 Abs. 1 und 2 TV 

FlexAZ, d. h. ohne Aufstockungsbetrag, zusatzversorgungspflichtig (Versicherungs-

merkmal 10/20).  

 

Bitte beachten Sie, dass die vorstehenden Ausführungen nur für Altersteilzeitverträge 

gelten, die ab dem 01. Januar 2010 abgeschlossen werden. Für Verträge, die vor diesem 

Zeitpunkt, aber nach dem 31. Dezember 2002 abgeschlossen wurden, gilt wie bisher § 62 
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Abs. 3 ZVK-Satzung. Wurde die Altersteilzeit bereits vor dem 01. Januar 2003 vereinbart, findet 

weiterhin § 34 Abs. 2 Satz 2 ZVK-Satzung Anwendung. 

 

b) Flexible Altersarbeitszeit (FALTER) 

Mit den Regelungen zur flexiblen Altersarbeitszeit (FALTER) gemäß § 13 TV FlexAZ soll älteren 

Beschäftigten ein gleitender Übergang in den Ruhestand bei gleichzeitig längerer Teilhabe am 

Berufsleben ermöglicht werden. 

 

Das Modell sieht vor, dass die Beschäftigten über einen Zeitraum von vier Jahren ihre Arbeitszeit 

auf die Hälfte der bisherigen Arbeitszeit reduzieren und gleichzeitig eine Teilrente in Höhe von 

höchstens 50 v. H. der jeweiligen Altersrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung beziehen.  

 

In diesem Zusammenhang möchten wir darauf hinweisen, dass der Bezug einer Teilrente aus 

der gesetzlichen Rentenversicherung nach den bestehenden tarifvertraglichen Regelungen 

keinen Rentenanspruch in der Zusatzversorgung auslöst. Der Versicherungsfall in der 

Zusatzversorgung tritt erst ein, wenn aus der gesetzlichen Rentenversicherung eine Altersrente als 

Vollrente bezogen wird. 

 
Sie müssen insoweit nichts weiter veranlassen. Bei Inanspruchnahme des FALTER-Modells 

melden Sie lediglich das um 50 v. H. reduzierte Jahresentgelt, bis das Beschäftigungsverhältnis 

wegen des Bezugs einer Vollrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung endet. 

 
3. Änderungen beim Zahlungsverkehr 

 

Mit der Einführung des Euro als gemeinsame Währung wurden die Grundlagen für einen einheitlichen 

Euro-Zahlungsverkehrsraum („Single Euro Payments Area“, SEPA) geschaffen. Die bisherige 

Kontonummer und Bankleitzahl werden zukünftig durch IBAN (International Bank Account Number) und 

BIC (Bank Identifier Code) ersetzt. 

 
Sobald Ihr DV-Verfahren die SEPA-Überweisung unterstützt, bitten wir folgende Angaben zu verwenden: 

 
 
ZVK-Girokonto Pflichtversicherung: 

IBAN: DE27 6005 0101 7461 5057 38 

 

ZVK-Girokonto Freiwillige Versicherung: 

IBAN: DE93 6005 0101 7461 5057 14 

 

BIC-Code für die Landesbank Baden-Württemberg: SOLADEST 
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Der Versicherungsnachweis für das Jahr 2009 wird den Versicherten im August dieses Jahres 

– zu Ihrer Entlastung – direkt an die Privatadresse zugesandt. 

 

Der Versicherungsnachweis enthält alle vom Arbeitgeber bis zum 29. März 2010 gemeldeten 

zusatzversorgungspflichtigen Entgelte sowie die vom Versicherten bzw. Arbeitgeber im Rahmen der 

Freiwilligen Versicherung geleisteten Beiträge. Korrekturmeldungen für Vorjahre wurden ebenfalls 

berücksichtigt. Des Weiteren werden die insgesamt erworbenen Versorgungspunkte sowie die Höhe 

der zu erwartenden Betriebsrente wegen Alters, sowohl für die Pflichtversicherung als auch für die 

Freiwillige Versicherung zum Stand 31. Dezember 2009 ausgewiesen. Zulagen, die im laufenden 

Jahr für Vorjahre gutgeschrieben werden, sind in der nächsten Mitteilung über den Stand des 

Versorgungskontos enthalten.  

 

Wir möchten darauf hinweisen, dass die Beschäftigten nach § 21 Abs. 2 ATV-K innerhalb von 

sechs Monaten nach Zugang des Versicherungsnachweises gegenüber dem Arbeitgeber 

schriftlich beanstanden können, dass die zu entrichtenden Umlagen bzw. Beiträge sowie die zu 

meldenden Entgelte nicht oder nicht vollständig an die ZVK abgeführt oder gemeldet wurden. 

 

Um Ihnen die Bearbeitung eventueller Beanstandungen zu erleichtern, haben wir im Internet unter 

www.kv-sachsen.de im Bereich ZVK/Downloads ein Muster des Versicherungsnachweises 

hinterlegt. 

 

5. Neue Formulare und Merkblätter 

 

Im Downloadbereich der ZVK unter www.kv-sachsen.de haben wir folgende neue Formulare und 

Merkblätter für Sie bereitgestellt: 

 

5.1.  Neuer Überleitungsantrag 

  

Zur Vereinfachung des Überleitungsverfahrens haben wir den Antrag auf Überleitung bzw. 

auf gegenseitige Anerkennung von Versicherungszeiten in der Pflichtversicherung bei 

einem Wechsel der Zusatzversorgungseinrichtung übersichtlicher und verständlicher 

gestaltet.  

 

Bitte beachten Sie in diesem Zusammenhang, dass ein Antrag auf Überleitung nur beim 

Wechsel der Zusatzversorgungseinrichtung erforderlich ist. Beim Wechsel des  
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Versicherung wird in diesem Fall automatisch fortgeführt. Die Pflicht des Arbeitgebers zur An- 

und Abmeldung der Beschäftigten bei unserer Kasse bleibt davon unberührt. 

5.2.  Neue Merkblätter 

Auf unserer Homepage finden Sie neue Merkblätter zu folgenden Themen: 

• Merkblatt zur Elternzeit

• Merkblatt zum Versorgungsausgleich

• Merkblatt zu den Auswirkungen der Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses auf die

Zusatzversorgung

Zudem haben wir die „Meldebeispiele für die Pflichtversicherung“ auf die Berechnungswerte 

des Jahres 2010 angepasst und die Beispiele für besondere Meldefälle erweitert. In diesem 

Zusammenhang wurden weitere Punkte aufgenommen, die in der Praxis häufig zu Fragen 

führen: 

• Hinweise zum steuerrechtlichen Zuflussprinzip,

• Hinweise zur Meldung von Elternzeiten,

• Erläuterungen zu den Buchungsschlüsseln.

Für Fragen zu diesem Rundschreiben stehen wir Ihnen an unserem Servicetelefon 0351 4401-446 gern 

zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Krieger 
Direktor 

Anlage 
8. Änderung der ZVK-Satzung




















